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66. Kundmachung: Geltungsbereich des Europäischen Übereinkommens über die Anerkennung 
und Vollstreckung von Entscheidungen über das Sorgerecht für Kinder und die 
Wiederherstellung des Sorgerechts 

67. Kundmachung: Geltungsbereich der Multilateralen Vereinbarung M127 nach Abschnitt 1.5.1 
des ADR betreffend eine Abweichung vom Unterabschnitt 4.2.4.3, TP13 (um-
luftunabhängiges Atemschutzgerät) 

68. Kundmachung: Geltungsbereich der Multilateralen Vereinbarung M130 nach Abschnitt 1.5.1 
des ADR betreffend die Beförderung von UN 3375 AMMONIUMNITRAT als 
EMULSION, SUSPENSION oder Gel in Tanks als Zwischenprodukt für 
Sprengstoffe 

 

66. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Europäischen 
Übereinkommens über die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen über das 
Sorgerecht für Kinder und die Wiederherstellung des Sorgerechts 

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Europarats haben folgende weitere Staaten ihre Ratifikati-
onsurkunden zum Übereinkommen über die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen über 
das Sorgerecht für Kinder und die Wiederherstellung des Sorgerechts (BGBl. Nr. 321/1985, letzte Kund-
machung des Geltungsbereichs BGBl. III Nr. 177/2002) hinterlegt. 

Staaten: Datum der Hinterlegung der 
Ratifikationsurkunde: 

Litauen 24. Jänner 2003 
die ehemalige jugoslawi-
sche Republik Mazedonien

 
29. November 2002 

Anlässlich der Hinterlegung ihrer Ratifikationsurkunde haben diese Staaten nachstehende Vorbehal-
te erklärt bzw. Erklärungen abgegeben: 

Litauen 
Erklärung: 

Gemäß Art. 27 Abs. 1 und Art. 17 Abs. 1 des Übereinkommens erklärt Litauen, in den von Art. 8 
und 9 des Übereinkommens erfassten Fällen die Anerkennung und Vollstreckung von Sorgerechtsent-
scheidungen aus den in Art. 10 des Übereinkommens vorgesehenen Gründen zu versagen. 

Gemäß Art. 2 des Übereinkommens erklärt Litauen, dass das Ministerium der Justiz als zentrale Be-
hörde bestimmt wird, welches die in diesem Übereinkommen vorgesehenen Aufgaben wahrnimmt. 

Die ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien 
Vorbehalte und Erklärung: 

Gemäß Art. 6 Abs. 3 behält sich die ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien das Recht vor, 
keine Mitteilungen anzunehmen, die in Englisch oder Französisch abgefasst sind oder denen eine Über-
setzung in eine dieser Sprachen beiliegt. 

Gemäß Art. 17 Abs. 1 behält sich die ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien das Recht vor, 
in den von den Art. 8 und 9 erfassten Fällen die Anerkennung und Vollstreckung von Sorgerechtsent-
scheidungen zu versagen, wenn einer der im Art. 10 Abs. 1 vorgesehenen Gründen vorliegt. 

Gemäß Art. 2 ist die zuständige zentrale Behörde der ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedo-
nien, welche die in diesem Übereinkommen vorgesehenen Aufgaben wahrnimmt, das Ministerium der 
Justiz. 

Schüssel 
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67. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich der Multilateralen 
Vereinbarung M127 nach Abschnitt 1.5.1 des ADR betreffend eine Abweichung vom 
Unterabschnitt 4.2.4.3, TP13 (umluftunabhängiges Atemschutzgerät) 

Die Multilaterale Vereinbarung M127 nach Abschnitt 1.5.1 des ADR betreffend eine Abweichung 
vom Unterabschnitt 4.2.4.3, TP13 (umluftunabhängiges Atemschutzgerät) (BGBl. III Nr. 21/2003, letzte 
Kundmachung des Geltungsbereichs BGBl. III Nr. 45/2003) wurde von folgenden weiteren ADR-
Vertragsparteien unterzeichnet: 

ADR-Vertragsparteien: Datum der Unterzeichnung: 
Tschechische Republik 27. Jänner 2003 
Niederlande 20. Februar 2003 
Belgien 13. März 2003 
Schweden 19. März 2003 

Schüssel 

68. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich der Multilateralen 
Vereinbarung M130 nach Abschnitt 1.5.1 des ADR betreffend die Beförderung von 
UN 3375 AMMONIUMNITRAT als EMULSION, SUSPENSION oder GEL in Tanks als 
Zwischenprodukt für Sprengstoffe 

Die Multilaterale Vereinbarung M130 nach Abschnitt 1.5.1 des ADR betreffend die Beförderung 
von UN 3375 AMMONIUMNITRAT als EMULSION, SUSPENSION oder GEL in Tanks als Zwischen-
produkt für Sprengstoffe (BGBl. III Nr. 19/2003, letzte Kundmachung des Geltungsbereichs BGBl. III 
Nr. 44/2003) wurde von Spanien am 10. März 2003 unterzeichnet. 

Schüssel  
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